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Verkündet
am 27„November 1959
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Klägerin und„Revisionsklägerin9

g e g e n
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Beklagte und Revisionsbeklagte$

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 270 November 1959,

an der mitgewirkt haben '

Senatspräsident Dr° B r 0 c k h o f f
als Vorsitzender?

Bundesrichter F e c h n e r und

Bundesrichter ' Dro D a p p r i c h
als weitere Berufsrichter?

Bundessozialrichter W u n n e r und

Bundessozialrichterin 8 k 0 w r o n e k
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Hessischen Landessozialgerichts vom 17„ April

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegen°
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Die Ehe der Klägerin mit dem Versicherten Hermann Bxxxxx wur—
de durch Urteil des Landgerichts Frankfurt/M° vom 13„ April

1926 aus alleinigem Verschulden des Versicherten geschieden°

Im Anschluß an den Ehescheidungsprozeß erstritt die Klägerin

die Verurteilung ihres früheren Ehemannes zur Zahlung eines

Unterhaltsbeitrages für sich und die beiden Kinder aus dieser

Ehe in Höhe von 15,—— DM wöchentlich° Der Versicherte erbrach—

te diese Unterhaltsleistung bis zu seiner Invalidésierung im

Jahre 1932° Da ihm seit dieser Zeit nur noch Invalidenrente

in Höhe von monatlich 60‚— DM zur Verfügung stand, leistete

er der Klägerin seit dieser Zeit keinen Unterhalt mehro Weder

die Klägerin noch der Versicherte gingen eine neue Ehe ein„

Am 25„ April 1945 starb der Versicherteo

Am 200 April 1954 stellte die Klägerin Antrag auf Gewährung
der sogo Geschiedenen—Witwenrente° Durch Bescheid vom 120 Mai

1954 lehnte die Beklagte diesen Antrag mit der Begründung ab,

der Versicherte habe zur Zeit seines Todes die Klägerin nicht

unterhalten und sei hierzu auch nicht in der Lage geweseno

Mit derselben Begründung wurde auch der Wider5pruch der Klä—

gerin gegen
diesen Bescheid zurückgewieseno

auf die hiergegen erhobene Klage verurteilte das Sozialge—

richt Frankfurt/M° die Beklagte, der Klägerin die beantrag—

te Rente ab 10 Mai 1954 in Höhe von höchstens 65,— DM monat—

lich zu zahlen„

Auf die Berufung der Beklagten hob das Landessozialgericht das

Urteil des Sozialgerichts durch Urteil vom 17. April 1958 auf

und wies die Klage ab„ Der Versicherte sei wegen der seit dem

Jahre 1932 bestehenden Leistungsunfähigkeit nicht unterhalts—

pflichtig nach dem Ehegesetz (EheG) von 1938 geweseno Aus die—

sem Grunde stehe der Klägerin nach 5 1256 Abs° 4 der Reichs—

versicherungsordnung (EVO) a.Fo kein Anspruch auf sog„ Ge—

schiedenen—Witwenrente zu„ Sie könne aber auch aus @ 1265 BVD

keinen Anspruch gegen die Beklagte herleiten; der Versicherte

sei weder nach dem EheG noch aus sonstigen Gründen unterhalts—
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pflichtig geweseno Das rechtskräftige Unterhaltsurteil sei

insbesondere kein sonstiger Leistungsgrund im Sinne der zwei—

ten Alternative dieser Vorschrift„ Der Unterhaltstitel sei zu—

dem für die Klägerin nutzlos gewesen9 ds er nicht durchzusetzen

‘ew-sen sei; denn dem Versicherten habe bei einem Vollstreckungs—

versuch der KlQ;erin die Möglichkeit der Klage nach 9 323 oder

3 767 uer Zivilprozeßordnung (ZPO) oilengest1nden„ Die Voraus—
setzungen der dritten Alternative des @ 1265 EVO lägen nicht

vor, da der Versicherte in dem Jahr vor seinem Tode der Klägerin

keinen Unterhcl; geleistet habe„ Das Landes soziulgerieht hat die

Revision zugelassen„

Das Urteil ist der Klägerin am 4 Juli 1958 zu estellt werden„

Sie hat durch Schriftsatz ihres Prozeßbevollmächtigten vom 1;

nu uet 19587 eingesangen am 20 August 1958‚ Revision eingelegt9

soweit ihr Rentenanspruoh für die Zeit nach dem 310 Dezember

1956 abgelehnt werden ist‚ und hat die Revision9 nachdem die Re—

visionsbegründungsfrist bis zum 40 Oktober 1958 verlängert-wor—

den war, durch Schriftsae.tz ihres “rOZCDb€VO'1H*Chu1thH vom 2

Oktober 1958‚ eingegangen am 5° Oktober 1958‚ begründet„ Sie

rügt die Verletzung des % 1265 RVO durch das Berufungsgericht„

Der reeh t“”rafti e Unte1haltstitel müsse als Verpllichtung "aus

sonstigen Gründen" im Sinne des % 1265 EVO angesehen werden„

Sie beantragt‚

das M1eil des Landess sozis lgerichts Darmstadt vom 17„

April 1958 eufzuheben9 soweit es ihren Ansp1 uch für die

Zeit nach dem 310 Dezember 1956 betrifft‚ und die Beklege

te zu verurteilen‚ ihr für die Zeit nach dem 31„ Dezember

1956 Rente nach 5 1265 RVO zu gewähren sowie der Beklagten

die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen„

Die Beklagte het keinen Antrag gestellt und hat keine Ste llung

genonnaena

En1_s_cem.„‚..‚. ...—„.,...—

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet
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worden; sie ist statthaft, da das Landessozialgericht sie zuge—
lassen hat, Bedenken gegen ihre Zulässigkeit bestehen daher

nicht, Es mußte ihr jedoch der Erfolg versagt bleiben,

Da die Klägerin nur Revision eingelegt hat, soweit das Berufungs—

gericht über den geltend gemachten An3pruch für die Zeit nach

dem 51° Dezember 1956 entschieden hat, war nur zu prüfen, ob für

diese Zeit ein Rentenanspruch nach @ 1265 EVO besteht° Diese
Vorschrift ist, da sie nach Art, 2 € 19 des Arbeiterrentenver—

sicherungs—Neuregelungsgesetzes — ArVNG — auch für Versicherungs—

falle, die in der Zeit vom 1° Mai 1942 bis zum 310 Dezember 1956

eingetreten sind, gilt, im vorliegenden Fall anzuwenden° Hiernach

steht der Klägerin Rente zu, wenn der Versicherte ihr zur Zeit

seines Todes nach dem EheG oder aus sonstigen Gründen Unterhalt

zu leisten hatte oder im letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt

geleistet hat° Maßgebend ist das EheG, welches zur Zeit des To-

des des früheren Ehemannes galt (BSG° 5 S0 276), hier also das

EheG 38a Voraussetzung des Unterhaltsanspruchs nach % 66 Eth 58

ist unter anderem, daß der frühere Ehemann in der Lage ist, Un—

terhalt zu leisten (BSG° 5 SO 276)° Diese Voraussetzung ist,

wie das Berufungsgericht nicht verkannt hat und wie auch die

Klägerin selbst nicht bezweifelt, nicht erfüllt, da dem Versicher—

ten lediglich eine Invalidenrente in Höhe von 60,» DM monatlich

zur Verfügung stand und diese Einnahme kaum fürseinen eigenen

notwendigen Unterhalt ausreichte° Da der Versicherte nach der eben

falls nicht angegriffenen Feststellung des Berufungsgerichts der

Klägerin im letzten Jahr vor seinem Tode auch keinen Unterhalt

geleistet hat, liegen auch die Voraussetzungen der dritten Al—

ternative des @ 1265.RVO nicht vor, wie das Berufungsgericht eben—

falls zu Recht entschieden hat° Zweifelhaft könnte allein sein,

ob die Voraussetzungen der zweiten Alternative dieser Vorschrift

gegeben sind° Dem Berufungsgericht ist aber auch insoweit im Er—

gebnis zuzustimmen; denn das zu Gunsten der Klägerin ergangene

rechtskräftige Unterhaltsurteil ist kein "sonstiger Grund" im

Sinne dieser Vorschrift, da hierunter nur materielle An5pruchs—

gründe zu verstehen sind, Dies ergibt sich sowohl aus der Ent—

stehungsgeschichte wie auch aus dem Wortlaut des @ 1265 RVOO Der
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Ausschuß für Sozialpolitik des Bundestages wollte, wie sich

aus seinem schriftlichen Bericht zu € 1269 des Entwurfs (zur

Bundestagsdrucksache 3080 der 20 Wahlperiode) ergibt, noch

zusätzlich die Möglichkeit eröffnen9 neben der gesetzlichen

auch vertragliche Unterhaltsverpflichtungen als ausreichend

anzusehen° Dem ist der Gesetzgeber gefolgt° Dies spricht da—

für‚ daß nur an andere materielle Anspruchsgründe gedacht isto

auch die in 3 1265 RVO vorgenommene sprachliche Zusammenfas—

sung der "sonstigen Gründe" mit dem gesetzlichen Unterhalts—

grund deutet darauf hin9 daß es sich bei beiden Arten von

Gründen um gleichartige Gründe handelt9 d‚ho9 daß unter

sonstigen Gründen ebenfalls materiell—rechtliche Gründe zu Ver—

stehen sindc Zudem pflegt der Gesetzgeber die in @ 1265 BVD

für beide Gruppen von Gründen benutzte Formulierung "zu leisten

hat" ebenso wie — von der Seite des Berechtigten aus gesehen —
"zu fordern berechtigt ist" zur Bezeichnung eines Schuldverhält—

nisses zu verwenden° Er vermeidet es allgemein9 beide Seiten des

Schuldverhältnisses zu bezeichnen„ Zudem kann man auch schon
sprachlich gesehen9 ein Urteil kaum als einen Leistungsgrund be—

zeichnenc Es könnte allerdings gefragt verden, ob nicht durch

ein zur Leistung verurteilendes rechtskräftiges Urteil der zu—

grundeliegende materielle Anspruch‚ falls er entgegen diesem Ur—

teil nicht besteht, zur Entstehung_gelangt; denn dann könnten

die Voraussetzungen der zweiten Alternative des 5 1265 EVO al-

lerdings als gegeben angesehen werdeno Nach der heute vorwie—

genden prozessualen hechtskrafttheorie (Stein—Jonas, Zivilpro—

zeßordnung, 15° Aufl° Anm„ II, 1 zu @ 322y d0senberg‚ Lehrbuch
des Deutschen Zivilprozeßrechts, 7„ Auflu? @ 148 II; Baumbach„

Zivilprozeßordnung, 25„ Aufl„ 2 B vor @ 322)‚ der sich anzuschlie—

ßen der Senat keine Bedenken trägt, wird-jedoch der materielle

Anspruch durch das rechtskräftige Urteil nicht berührt? kann

also auch nicht zur Entstehung gelangeno In dem rechtskräfti-

gen Titel ist zwar der materielle Anspruch in einer Weise fest—

gelegt‚ daß die Vollstreckungsorgane verpflichtet sind, nach

Maßgabe dieses Titels zu vollstrecken, berührt wird jedoch der

materielle Anspruch durch den Titel nicht (vglo dazu Rosenberg
«»

uoa„0„ 5 170 Ill,n 1; Stein—Jonas a„a.0° II‚ 2 vor % 704)o Der
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sich aus dem rechtskräftigen Titel ergebende Vollstreckungsan—

spruch abér_ist nicht materieller, sondern prozessualer Natur

und ist daher kein sonstiger Grund im Sinne der zweiten Alter—

native des 5 1265 RVG, Zudem richtet er sich gegen den Staat

und nicht gegen den Vollstreckungsschuldner° Dieser ist sei—

nerseits weder dem Vollstreckungsgläubiger noch dem Staat ge—

genüber zu einer Leistung, insbesondere nicht zur Leistung von

Unterhalt, wie es in 5 1265 EVO verlangt wird, verpflichtet

(vgl° dazu Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts,

7° Aufl„, 5 170 II, 3)o Das rechtskräftige Unterhaltsurteil ist

daher kein "sonstiger Grund" im Sinne des % 1265 EVO, Unabhän—

gig hiervon werden allerdings Versicherungsträger und Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit dann, wenn ein rechtskräftiges Unter—

haltsurteil vorliegt, in aller Regel keine weiteren Ermittlun—

gen darüber erheben, ob die Voraussetzungen eines Unterhalts—

anSpruchs gegeben waren° Besteht jedoch z„B° Anlaß für die An—

nahme, daß sich die Einkommens— oder Vermögensverhältnisse der

Parteien des Unterhaltsprozesses seit Erlaß des Urteils wesent—

lich geändert haben, so werden sie die erforderlichen Ermitt—

lungen selbst anstellen,

Dieses Ergebnis erscheint auch angemessen° Es wäre nicht recht

verständlich, wenn diejenige geschiedene Frau, welche nach der

Scheidung ein Unterhaltsurteil erstritten hat, weil ihr früherer

Ehemann seiner Unterhaltsverpflichtung nicht freiwillig nachge—

kommen ist, nach dessen Tode (falls keine Klage nach 55 325,
767 ZPO erhoben ist bzw, wird) einen Rentenanspruch nach 5 1265

dVO haben würde, obwohl sich die Einkommens— und Vermögensver—

hältnisse der Parteien bis zum Tode des früheren Ehemannes so we—

sentlich geändert haben, daß in der nach @ 1265 EVO maßgebenden

Zeit ein Unterhaltsanspruch nicht mehr bestand, während bei sonst

gleichen Verhältnissen diejenige geschiedene Frau, deren früherer

Ehemann nach der Scheidung der zunächst bestehenden Unterhalts—

verpflichtung freiwillig nachgekommen ist, ohne daß es einer Un—

terhaltsklage bedurfte, diese Rente nicht zustehen wurde,

Eine andere rechtliche Betrachtung könnte allerdings für Aner—

kenntnisurteile in Verbindung mit den ihnen zugrunde liegenden

prozessualen Anerkenntnissen dann Platz greifen, wenn man davon

ausgeht, daß das Prozeßanerkcnntnis ebenso wie der Prozeßver—
©7—
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gleich prozessuele und materielle Wirkungen hat (so Stein—Jonas‚

a„a„O„ I, 2 zu @ 307; aaA„ Rosenberg aoaooo @ 131 I, b)? wobei

es allerdings auch noch darauf ankommt, ob das Prozeßenerkennt—

nis‚ ähnlich wie der Prozeßvergleichy bereits für sich allein oder

aber erst im Zusammenhang mit dem ergehenden Anerkenntnisurteil Wir—

kungen (wenn man von der‚ daß bei Antragstellung des Beklagten ein

Anerkenntnisurteil ergehen muß9 absieht) zeitigt (Vglodazu Rosenberg{

a„a„0„„ @ 131 I 5 b)„

Der 13 tenut des Bundessozialgerichts hat zwar in den Gründen sei—

nes Urteils vom 29„ Juli 1959 (BSGo 8 Sc24) und vom 180'November

1958 (SOZR„ @ 1265 EVO Aa 2) die von der des erkennenden Senats

abweichende Ansicht vertreten, daß reehtskräftige Unterhaltsurtei—

le allgemein einen sonstigen Grund im Sinne des @ 1265 RVO darstel—

len„ Einer Anrufung des Großen Senats nach 9 42 des Sozialgerichts—

ceeetzes (SGG) bedurfte es dennoch nicht, weil in dem Urteil vom

290 Juli 1959 nur die einer besonderen Beurteilung zugängliche Ent—

scheidung getroffen wurde, daß ein Anerkenntnisurteil ein sonstiger

Grund im Sinne des @ 1265 EVO ist und in dem Urteil vom 180 Novem—

ber 1958 lediglich % 1256 Abs‚ 4 EVO a„F„ angewandt worden isto

Da das Berufungsgericht demnach zu Recht entschieden hat‚ daß der

Klägerin ein Anspruch nach 5 1265 RVO nicht zusteht, mußte die
Revision gemäß @ 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG zurückgewiesen werden„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGGO
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